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Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes Uber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma

Bemerkung/Anregung

glp

Der Handlungsbedarf im Bereich der Pflege ist aus Sicht der Griinliberalen gegeben: Die steigende Lebenserwartung und der zunehmende Anteil
alterer Menschen in der Bevolkerungen fiihren zu einem stetig wachsenden Pflegebedarf. So wird geschatzt, dass die Zahl der 80-jahrigen und
alteren Pflegediirftigen von 95'500 Personen im Jahr 2019 auf 145'600 im Jahr 2030 steigen wird. Das fiihrt in den kommenden Jahren zu einem
steigenden Personalbedarf (gemass erlauterndem Bericht, Ziff. 2.2.1: bis 2025 zusétzlich 27'703 Personen gegenuber dem Jahr 2017). Der
grosste Bedarf an zusétzlichen Personen besteht dabei in der Langzeitpflege. Die Zahl der Bildungsabschlisse kann mit dieser Entwicklung nur
ungenugend mithalten (Beipiel: der Erfullungsgrad des jahrlichen Nachwuchsbedarfs betrug 2017 bei der Diplompflege nur 44,4 Prozent;
erlauternder Bericht, Ziff. 2.2.2).

Eine gute Pflege ist fur die Griinliberalen zentral. Es geht um eine Tatigkeit mit hoher Verantwortung in einem sicherheitsrelevanten Bereich, auf
welche alle Menschen im Laufe ihres Lebens irgendwann angewiesen sind. Es braucht daher eine umsichtige Planung. Aufgrund der genannten
Zahlen ist absehbar, dass die Versorgungssicherheit nicht mehr gewahrleistet ist. Ein Eingreifen des Bundes ist vor diesem Hintergrund
gerechtfertigt.

Die Grunliberalen begriissen daher, dass die Aushildung im Bereich der Pflege fiir die Dauer von acht Jahren mit maximal 469 Mio. Franken
unterstitzt werden soll. Dabei geht es zum einen um Beitrage an die Kosten der praktischen Ausbildung von Pflegefachpersonen, welche den
Akteuren (Spitaler, Pflegeheime etc.) entstehen, zum anderen um Ausbildungsbeitréage zur Sicherung des Lebensunterhalts wahrend der
Ausbildungszeit (Bildungsgang Pflege HF und Studiengang Pflege FH). Der vergleichsweise tiefe Ausbildungslohn (ca. Fr. 1'100 pro Monat ohne
13. Monatslohn; zum Vergleich: eine Fachfrau/-mann Gesundheit verdient nach Lehrabschluss durchschnittlich Fr. 4'790; erlauternder Bericht,
Fn. 21) durfte zur tiefen Zahl der Bildungsabschliisse in diesem Bereich beitragen und Quereinsteigende abschrecken, die ein wichtiges
Rekrutierungspotential darstellen.

Die Grunliberalen weisen darauf hin, dass die finanzielle Unterstiitzung durch den Bund eine Ausnahme darstellt, die durch die besonderen
Umstande (stark steigender Personalbedarf, ungenigende Anzahlung Bildungsabschliisse) gerechtigt ist. Als Grundsatz gilt weiterhin, dass die
Ausbildung in diesem Bereich Sache der Kantone und der Branche ist. Es ist daher nachvollziehbar, dass die Forderung der Ausbildung auf acht
Jahre befristet wird. Ebenso ist zu begrissen, dass der Bundesrat eine Evaluation der Auswirkungen des Gesetzes durchfihren und dem
Parlament spatestens sechs Jahre nach Inkrafftreten des Gesetzes Bericht erstatten soll; Entsprechendes gilt fiir die Anderungen des
Krankenversicherungsgesetzes (KVG), die spatestens funf Jahre nach Inkrafttreten evaluiert werden sollen.




Pa.lv. 19.401 — Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

glp

Der Vorentwurf sieht vor, dass Pflegefachpersonen kiinftig bestimmte Pflegeleistungen ohne Anordnung oder Auftrag eines Arztes oder einer
Arztin zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) erbringen diirfen. Dies entspricht einer der Kernforderungen der
Volksinitiative "Fur eine starke Pflege (Pflegeinitiative)". Dadurch soll das eigenverantwortliche und kompetenzgemésse Handeln der
Pflegefachpersonen gestarkt werden. Es dirfte ein wichtiges Element sein, um die Initiantinnen und Initianten zum Riickzug der Pflegeinitiative zu
bewegen.

Die Grunliberalen sehen aber auch das Risiko der Mengenausweitung (vgl. die Kostenentwicklungen nach Einfiihrung des KVG mit Einfiihrung
von selbstandigen Leistungserbringergruppen), die eine Folge dieser Anderung sein kénnte. Die Grinliberalen lehnen jede Mengenausweitung
ab, die nicht aufgrund der Pflegebediirfnisse ausgewiesen ist, sondern nur aus der neuen Zustandigkeitsordnung (Leistungserbringer, die sich
selbst Auftréage erteilen) resultiert. Im erlauternden Bericht werden die Mehrkosten fiir die OKP auf insgesamt 55-140 Millionen Franken pro Jahr
geschatzt (30 Mio. im Bereich der Pflegeheime und 25-110 Mio. fur die Spitex; siehe erlauternder Bericht, Ziff. 6.1). Ob sich diese Schatzung als
zutreffend herausstellen wird, ist ungewiss. Mehrkosten wéren in Zeiten steigender Gesundheitskosten eine Entwicklung in die falsche Richtung
und das vdllig falsche Signal. Es braucht daher Massnahmen, um dem entgegenzuwirken.

Um das zu gewdhrleisten, wéare eine Lockerung des Vertragszwanges ein erster Schritt, um den Wettbewerb um die besten und qualitativ
hochwertigsten Leistungsanbieter zu férdern und um zu verhindern, dass ungerechtfertigte Mengenausweitungen erfolgen. Die Lockerung kénnte
sich dabei auf die Pflegeleistungen beschréanken, die eine Pflegefachperson kiinftig ohne Anordnung oder Auftrag eines Arztes oder einer Arztin
zulasten der OKP erbringen kdnnte. Der Bundesrat soll dazu die Einzelheiten regeln, bspw. einen Mindestprozentsatz an Vertragsabschlissen
(siehe dazu nachstehend bei Art. 38 Abs. 1bis VE-KVG).

Der Bundesrat ist zudem aufgefordert die Pflegeleistungen, die eine Pflegefachperson ohne Anordnung oder Auftrag eines Arztes oder einer
Arztin zulasten der OKP erbringen kénnen, klar und eindeutig zu regeln (vgl. Art 25a Abs. 3 VE-KVG). Die Krankenversicherungerer miissen -
wie auch sonst in der OKP - ihre Kontrollfunktion wahrnehmen und die Wirtschaftlichkeit der Leistungen prifen. Zu begrissen ist die im
Vorentwurf enthaltende Bestimmung, wonach die Kantone bei einem starken Kostenanstieg die Zulassung neuer Leistungserbringer im Bereich
der Pflege beschranken kénnen (Art. 55b VE-KVG). Schliesslich ist auch die bereits erwahnte Evalution der Anderungen des KVG zu nennen, die
spatestens funf Jahre nach Inkrafttreten eine Analyse der Auswirkungen erlauben wird und damit die Gelegenheit bietet, bei Fehlentwicklungen
Gegenmassnahmen zu ergreifen.

Unsicher ist, ob die Neuregelung zu einer Entlastung der Arzteschaft fiinren wird (keine &rztliche Anordnung mehr erforderlich). Zwar diirfte die
Anordnung heute in vielen Féllen eine blosse Formalie darstellen, sodass ihr Wegfall kostenddmpfend wirken sollte. Andererseits wird aus
Qualitatsgriinden weiterhin eine Berichterstattung durch die Pflegefachperson an die Arztin oder den Arzt und eine Koordinierung der
pflegerischen mit den &rztlichen Leistungen notwendig sein, was einen Aufwand bedeutet.
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glp Die Grunliberalen fordern die Initiantinnen und Initianten auf, die Volksinitiative "Fur eine starke Pflege (Pflegeinitiative)" zuriickzuziehen, wenn
der indirekte Gegenvorschlag vom Parlament im Wesentlichen in der vorliegenden Form beschlossen werden sollte.

glp Abschliessend méchten die Grinliberalen die Bedeutung der Pravention betonen. Die beste Kostendampfungsmassnahme ist ein gesunder
Lebenswandel, der zu einer méglichst spaten bzw. geringen Pflegebedrftigkeit fuhrt (oder im Idealfall diese sogar ganz entfallen lasst). Die
Pravention soll als Grundsatz beim Individuum im Sinne der Eigenverantwortung ansetzen. Pravention kann aber auch Anreize und Massnahmen
des Staates bedeuten, sofern eine Investition in Praventionsmassnahmem dabei helfen kann, spétere - hohere - Folgekosten zu vermeiden. Das
ist freilich nicht mit paternalistischen Einmischungen des Staates in die individuelle Lebensgestaltung zu verwechseln, welche die Griunliberalen
ablehnen.

glp

glp

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular Ischen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes uUber die
Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma | Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fur Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

glp 1

Die Minderheit | de Courten will die Ausbildungsbeitrdge nach
Art. 6 des Gesetzes auf Personen beschranken, die Betreuungs-
und Unterhaltspflichten haben. Die Grinliberalen haben zwar ein
gewisses Verstandnis dafir, den Kreis der
Anspruchsberechtigten starker nach den effektiven Bedirfnissen
auszurichten, doch geben sie dem Erreichen der Ziele dieser
Vorlage den Vorrang und lehnen daher die Minderheit | ab.

Das betrifft auch Art. 6 des Bundesgesetzes sowie den
Bundesbeschluss Uber den Verpflichtungskredit.

glp 1

Die Minderheit Il Nantermod mdchte die Ausbildungsbeitrage
ganz streichen und geht damit noch weiter als die Minderheit | de
Courten. Die Grunliberalen lehnen das ab (zur Begriindung siehe
vorstehend).

Das betrifft auch Art. 6 und 7 des Bundesgesetzes sowie den
Bundesbeschluss Uber den Verpflichtungskredit.

glp 7

Die Minderheit Gysi méchten die Regelung streichen, dass der
Bundesrat auch abgestufte Beitrage an die Kantone vorsehen
kann und dass die Abstufung dabei nach der zweckmassigen
Ausgestaltung der kantonalen Massnahmen erfolgen soll. Diese
Verordnungskompetenz des Bundesrates ist sachgerecht und
ermoglicht es, die Anreize richtig zu setzen. Die Grinliberalen
lehnen die Minderheit Gysi daher ab.




Pa.lv. 19.401 — Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege - Vernehmlassungsverfahren

glp 12 4 und Die Minderheit Gysi méchte, dass das Gesetz unbefristet gilt und
5 nicht auf acht Jahre befristet wird. Aus Sicht der Grinliberalen ist

das nicht erforderlich. Es geniigt, dass der Bundesrat das Gesetz
evaluiert und dem Parlament vor Ablauf der Geltungsdauer des
Gesetzes darlber berichtet (spatestens sechs Jahre nach
Inkrafttreten). Das Parlament hat es so in der Hand, bei
fortbestehendem Handlungsbedarf rechtzeitig zu reagieren.

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp
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glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.



Pa.lv. 19.401 — Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der
Strafprozessordnung, des Militarstrafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des
Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art. Abs. | Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)
glp 10a Der Vorentwurf sieht vor, dass verschiedene

und Berufsbezeichnungen, die im Gesundheitsberufegesetz

30a (GesBG) geregelt sind, geschitzt werden, so beispielsweise

GesBG Pflegefachfrau/-mann FH oder Ergotherapeut/-in FH. Wer eine

geschitzte Berufsbezeichnung unrechtmassig verwendet, macht
sich kiinftig strafbar (Busse bis max. 10'000 Franken). Dieser
Schutz ist gerechtfertigt und wird von den Griinliberalen
begrisst. Die Minderheit Aeschi, welche diese Bestimmungen
streichen will, wird abgelehnt.

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp
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glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

10
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glp

glp

11
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Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des
Krankenversicherungsgesetzes sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

glp

25

2

a

Die Minderheit Ammann md&chte die Durchflihrung von
Pflegeleistungen im Rahmen einer stationaren Behandlung durch
Pflegefachpersonen ausdriicklich im KVG erwahnen. Die
Grunliberalen lehnen diese unndétige Ergénzung ab.

25a

Der Entwurf der Kommisisonsmehrheit sieht vor, dass
Leistungen der Akut- und Ubergangspflege, welche sich im
Anschluss an einen Spitalaufenthalt als notwendig erweisen,
kiinftig nicht von einer Arztin oder einem Arzt alleine angeordnet
werden kdnnen, sondern gemeinsam mit einer Pflegefachperson.
Die Minderheit Gysi méchte weiter gehen und sieht vor, dass die
Anordnung entweder von einer Arztin oder einem Arzt oder von
einer Pflegefachperson angeordnet werden kann. Die
Grinliberalen lehnen die Minderheit Gysi ab, da es so zu
widerspriichlichen Anordnungen kommen kann.

glp

25a

3bis a

Die Minderheit Moret verlangt, dass die anrechenbaren
Pflegekosten eine angemessene Abgeltung des Pflegepersonals,
einschliesslich des Personals in Ausbildung, ermdglichen soll.
Die Grunliberalen lehnen diese Regelung ab. Sie lauft auf eine
indirekte Einfihrung eines Mindestlohnes ab, die nicht ins KVG
gehort und generell dem liberalen Schweizer Arbeitsrecht
widerspricht.

38

1bis

Die Minderheit Herzog will die Zulassung der
Pflegefachpersonen zur selbstandigen Verrechnung von
Leistungen zulasten der OKP davon abhangig machen, dass ein

12
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Zulassungsvertrag mit einem oder mehreren Versicherern
besteht.

Die Minderheit Herzog geht aus Sicht der Grinliberalen zu weit.
Die Grunliberalen wirden aber eine Lockerung des
Kontrahierungszwangs unterstiitzen, soweit es um
Pflegeleistungen geht, welche die Pflegefachpersonen kinftig
ohne Anordnung oder Auftrag einer Arztin oder eines Arztes
zulasten der OKP erbringen wiirden. Das wiirde den Wettbewerb
und die Qualitatsanstrengungen fordern und den Versicherungen
eine Handhabe geben, um unterdurchschnittliche
Leistungserbringer ausschliessen zu kénnen.

glp

Die Minderheit Carobbio Guscetti mochte, dass Spitaler und
andere Einrichtungen sicherstellen, dass eine Mindestzahl an
Pflegefachpersonen pro Patientin oder Patient zur Verfligung
stellt ("nurse to patient ratio"). Die Grunliberalen sehen keinen
Anlass, derart in die Organisationsautonomie der Einrichtungen
einzugreifen und lehnen die Minderheit Carobbio Guscetti ab.
Entscheidend ist, dass die Qualitat der Leistungen vorgegeben
wird. Wie bzw. mit welchen Mitteln diese erreicht wird, ist Sache
der Leistungserbringer.

Entsprechendes gilt fir den Minderheitsantrag Carobbio Guscetti
zu Art. 39 Abs. 1 Bst. b.

glp

39b

Die Minderheit Gysi verlangt die Einfilhrung einer Pflicht zum
Anschluss an einen représentativen Gesamtarbeitsvertrag fur
das Pflegepersonal. Alternativ sind dem Personal
Arbeitsbedingungen anzubieten, die insbesondere hinsichtlich
Arbeitszeit, Entlohnung und Sozialleistungen dem
Gesamtarbeitsvertrag der Branche entspechen. Die
Grunliberalen lehnen diesen Eingriff in den liberalen Schweizer
Arbeitsmarkt ab. Er ist in der OKP Uberdies sachfremd.

13
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glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

14
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glp

glp

glp

glp

glp

glp

15
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss uber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im
Bereich der Pflege und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

glp

Siehe die vorstehenden Bemerkungen zum Bundesgesetz Uber die
Forderung der Ausbildug im Bereich der Pflege

glp

glp

glp

glp

glp

glp

glp

16
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss uber die Erhohung der Ausbildungsabschlisse 1n Pflege
an den kantonalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

glp

Die Grunliberalen begriissen, dass der Bund zusammen mit den
Kantonen Massnahmen priifen soll, die bis Ende 2028 zu einer
bedarfsgerechten Erh6hung der Ausbildungabschlisse an den
kantonalen Fachhochschulen fuhren.

Das Parlament wird gegebenenfalls im Rahmen der BFI-Botschaften
2021-2024 und 2025-2028 uber den notwendigen Zusatzkredit
beschliessen kénnen. Im Bundesbeschluss ist als Eckwert ein
plafonderh6hendes Finanzvolumen von maximal 25 Mio. Franken
festgelegt. Die Kantone und Hochschulen sollen dabei Eigenleistungen
im Umfang von 50 Prozent erbringen.

glp

glp

glp

glp

glp

17
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss Uber Finanzhilfen zur FOrderung der Effizienz in der

medizinischen Grundversorgung,

Erlauterungen

insbesondere der Interprofessionalitat und zu den

Name/Firma | Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

glp

Die Grunliberalen sind mit dem Verpflichtungskredit in Hohe von 8 Mio.
Franken einverstanden, der auf vier Jahre befristet ist und fur
Massnahmen vorgesehen ist, die geeignet sind, die Effizienz der
medizinischen Grundversorgung zu verbessern. Im Vordergrund soll
dabei die Verbesserung der interprofessionellen Zusammenarbeit
stehen.

glp

glp

glp

glp

glp

18
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Anhang: Anleirtung zum Einfligen zusatzlicher Zeilen:

1. Dokumentschutz aufheben
2. Zeilen einfigen mit Copy-Paste
3. Dokumentschutz wieder aktivieren

1 Dokumentschutz aufheben

i e

19
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2 Zeilen einfligen

Ganze Zeile mit leeren grauen Feldern markieren (die Zeile wird blau hinterlegt)
Control-C fiir Kopieren

Control-V fir Einfigen

080 SCIMDS AL MRS SENEATEIVG M ATENT |

3 Dokumentschutz wieder aktivieren
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Eelelon T
1
E-Mail - )]
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Wichtige Hinweize:
1
1. Wir biffen Sie keine i im Forrular
1
2. Wenn Sie emzelne Tabellen im Formuar [Gschen oder neue Zeben igen machben, 5o ki Sieunter " /D It den
aufheben §

1
3. Bitte pro Artikel, Absalz und Buchstabe oder pro Kagitel des erautemden Berichies eine Zeile verwenden 1]
1

4 mre ische senden Sie bile als Word. is am 12, Sep 2014 an folgends E Mail Adresse. |
dm@lbag admin.ch und labakbag admin chl
a

20



	Anhang: Anleitung zum Einfügen zusätzlicher Zeilen:

